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als Antrieb für eine inklusive 

Weiterentwicklung der 
Erziehungshilfe
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Inklusives SGB VIII: Wo stehen 
wir?

• Wichtiger „inklusiver Meilenstein“ ist mit dem KJSG 
gesetzt worden

• Vieles ist seit 10. Juni 2021 in Kraft
• Vieles wird sich mit der 3. Reformstufe 2028 

verändern
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Inklusives SGB VIII

• 1. Stufe: Direkt mit Inkrafttreten des KJSG ist eine 
Verankerung des inklusiven Leitgedankens an mehreren 
Stellen mit Wirkung vom 10.06.2021 erfolgt: 
Behinderungsbegriff in § 7 Abs. 2 SGB VIII; inklusive 
Ausrichtung des Leistungsrechts in § 11 SGB VIII und § 22a 
Abs. 4 SGB VIII; inklusives Hilfeplanverfahren nach § 36 Abs. 3 
S. 2 SGB VIII und § 36b Abs. 2 SGB VIII; inklusiver Kinderschutz 
(z.B. in § 8a Abs. 4 S. 2 und § 42 Abs. 2 und 3 SGB VIII) und als 
Qualitätsmerkmal nach § 79a S. 2 SGB VIII  
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Inklusives SGB VIII

• 2. Stufe: Implementierung eines „Verfahrenslotsen“ in § 10b SGB 
VIII. Anspruch auf Unterstützung und Begleitung bei Beantragung 
von Eingliederungshilfe

• 3. Stufe: Vorrangige Zuständigkeit der Eingliederungshilfe für alle 
Kinder und Jugendlichen und viele weitere Entscheidungen 
(Verhältnis von Hilfe zur Erziehung und Eingliederungshilfe; Begriff 
der [drohenden] Behinderung; Leistungserbringerrecht)

Beachte: Der Startschuss für diese inklusive Fortschreibung wird durch 
das BMFSFJ in Kürze gegeben  
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Welche Rolle spielt die UN-Behindertenrechts-
konvention bei der inklusiven 

Weiterentwicklung?

• UN-Behindertenrechtskonvention ist ein völkerrechtlicher Vertrag, der mit 
der Ratifizierung für den deutschen Staat seit 26. März 2009 verbindlich ist

• Die Inhalte binden den Staat nach Art. 20 Abs. 3 GG
• Die Vorgaben sind beim täglichen Verwaltungshandeln insbesondere bei 

der Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe und 
Ermessensentscheidungen als gesetzliche Grenze zu beachten

• Insbesondere ist aber der Gesetzgeber dazu aufgerufen, die Inhalte der 
Konvention in innerstaatliches Recht umzusetzen

• Dies hat der Bundesgesetzgeber mit dem KJSG getan. Es gibt aber noch 
mehr zu tun! 
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Begründung der inklusiven 
Fortschreibung

„Die Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen (VN-BRK) enthält 
die rechtlichen Anforderungen an eine inklusive Gesellschaft und damit auch 
an ein inklusives Sozialleistungssystem. Die VN-BRK verlangt, alle staatlichen 
Maßnahmen an einer Inklusionsperspektive auszurichten, die keine 
Aussonderung akzeptiert. Diesen Anforderungen muss auch das SGB VIII für 
eine inklusive Kinder- und Jugendhilfe entsprechen. Die Ausrichtung des SGB 
VIII ist in seinen Grundsätzen und seiner Zielrichtung bereits inklusiv. 
Allerdings müssen die spezifischen Belange von Kindern und Jugendlichen mit 
Behinderungen noch stärker zum Tragen kommen“
Gesetzbegründung KJSG, BT-Drs. 19/26107, S. 3
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Begründung der inklusiven 
Fortschreibung

„Die Vorschrift stellt klar, dass für Kinder, 
Jugendliche, junge Volljährige und junge Menschen 
mit Behinderungen im SGB VIII grundsätzlich – in 
Ergänzung der jeweiligen Begriffsbestimmung in § 7 
Absatz 1 Nummer 1 bis 4 SGB VIII – die 
Begriffsbestimmung des § 2 Absatz 1 SGB IX und 
damit der Behinderungsbegriff der VN-BRK gilt.“ 
Gesetzbegründung KJSG zu § 7 Abs. 2 SGB VIII, BT-Drs. 19/26107, S. 72
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Begründung der inklusiven 
Fortschreibung

„In Bezug auf Kinder und Jugendliche mit 
Behinderungen trägt die Regelung damit auch 
Artikel 21 der VN-Behindertenrechtskonvention 
Rechnung. Sie erfasst insbesondere auch die 
sogenannte Leichte Sprache.“
Gesetzbegründung KJSG zu § 8 Abs. 4 SGB VIII, BT-Drs. 19/26107, 
S. 72
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Begründung der inklusiven 
Fortschreibung

„Mit der Änderung von Satz 2 wird Artikel 16 der VN-Behindertenrechtskonvention Rechnung 
getragen. Danach besteht die Verpflichtung, alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, 
Sozial-, Bildungs- und sonstigen Maßnahmen zu treffen, um Menschen mit Behinderungen vor 
jeder Form von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch, einschließlich geschlechtsspezifischer 
Aspekte, zu schützen. Dazu muss den spezifischen Lebenskontexten und Bedarfen von Kindern 
und Jugendlichen mit Behinderungen und ihren Familien Rechnung getragen werden.
Für den Träger der öffentlichen Jugendhilfe ist die sich aus Artikel 16 der VN 
Behindertenrechtskonvention ergebende Verpflichtung unmittelbar geltendes Recht. Er hat also 
bei der Wahrnehmung des Schutzauftrags und damit insbesondere auch bei der Einschätzung der 
Gefährdung eines Kindes oder Jugendlichen den besonderen Schutzbedürfnissen von Kindern 
und Jugendlichen mit Behinderungen Rechnung zu tragen. Die Regelung in Satz 2 stellt nunmehr 
sicher, dass diese Verpflichtung auch bei einer Gefährdungseinschätzung durch Träger von 
Einrichtungen und Diensten zum Tragen kommt“
Gesetzbegründung KJSG zu § 8a Abs. 4 S .2 SGB VIII, BT-Drs. 19/26107, S. 75 9



Die inklusive Fortschreibung –
Zwischenfazit

• Viele Regelungen im Beratungsbereich, im Hilfeplanverfahren 
und im Leistungsrecht sind zum Wohl der jungen Menschen 
sehr fortschrittlich weiterentwickelt worden

• Aber: Es bleibt noch viel zu tun!
• Es besteht daher Regelungsbedarf für den Landes- und den 

Bundesgesetzgeber 
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Die inklusive Fortschreibung –
Weiterentwicklungsbedarf

• Mögliche Regelungsbereiche des Landesgesetzgebers
1.) Ombudsstellen nach § 9a SGB VIII: Verortung und Verfahrensrechte der 
Ombudsstelle?
2.) Ergänzende Regelungen zum Verfahrenslotsen nach § 10b SGB VIII
3.) § 11 SGB VIII und die inklusive Umsetzung: Was ist ein bedarfsgerechter 
und angemessener Finanzierungsanteil i.S.d. § 79 Abs. 2 S. 2 SGB VIII
4.) § 13a S. 4 SGB VIII und Schulsozialarbeit
5.) § 22a Abs. 4 SGB VIII und die inklusive Kindertageseinrichtung
6.) § 45a SGB VIII und familienähnliche Betreuungsformen
7.) Keine hinreichenden Vorgaben im Kinderschutz  11



Die inklusive Fortschreibung –
Weiterentwicklungsbedarf

• Fortschreibung des SGB VIII durch den Bundesgesetzgeber
1.) Die Entwicklung der großen Lösung: Begriff der (drohenden) Behinderung 
und Instrumente der Bedarfsermittlung
2.) Die Entwicklung eines einheitlichen Leistungstatbestandes? Wie ist das 
Verhältnis von Hilfe zur Erziehung und Eingliederungshilfe auszugestalten?
3.) Ist eine Fortschreibung des § 35a Abs. 4 SGB VIII sinnvoll?
4.) Wie ist das Kostenbeitragsrecht zu entwickeln?
5.) Ausgestaltung eines modernen Leistungserbringerrechts
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Die inklusive Fortschreibung –
Weiterentwicklungsbedarf

• Fortschreibung des SGB VIII durch den Bundesgesetzgeber
1.) Der Behinderungsbegriff und die UN-Behindertenrechtskonvention (VN-
BRK) und die UN-Kinderrechtskonvention (VN-KRK) 
a) Fortentwicklung des Behinderungsbegriffs auf Basis der VN-BRK
b) Aber: Sollte für Kinder nicht ein anderer (großzügiger) 

Behinderungsbegriff gelten als für Erwachsene? Verpflichtet hierzu die 
VN-KRK?

2.) Die Bedarfsermittlung und die VN-BRK 
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Die inklusive Fortschreibung –
Weiterentwicklungsbedarf

• Fortschreibung des Behinderungsbegriffs in Anlehnung an Art. 
1 Abs. 2 VN-BRK („Zu den Menschen mit Behinderungen zählen Menschen, die langfristige 
körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, welche sie in Wechselwirkung mit 
verschiedenen Barrieren an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft 
hindern können“) 

• Behinderung nicht als individuelles Defizit, sondern als 
negative Wechselwirkung des Menschen mit seiner Umwelt 
auf der Grundlage des bio-psycho-sozialen Modells der 
Internationalen Klassifikation der Funktionsfähigkeit, 
Behinderung und Gesundheit (ICF) 
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Die inklusive Fortschreibung –
Weiterentwicklungsbedarf

2.) Die Ermittlung der Teilhabebeeinträchtigung und die 
Bedarfsermittlung
• Für das Jugendamt besteht nach § 13 SGB IX lediglich eine Verpflichtung 

zur Nutzung standardisierter Instrumenten. Es besteht aber eine 
Wahlfreiheit bei dieser Nutzung. Eine Orientierung an ICF ist möglich, aber 
nicht zwingend vorgegeben

• Anders ist dies im  Gesamtplanverfahren geregelt: hier besteht nach § 118 
Abs. 1 S. 2 SGB IX bereits jetzt eine entsprechende Vorgabe
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Weitere Informationen

• Blog mit Neuigkeiten sowie Infos zur 
Rechtsvertretung und 
Fortbildungsangeboten

• Freiburger Zentrum für Kinder- und 
Jugendhilfe, http://www.fzkj.de/
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Weitere Informationen

• Multiprofessioneller inklusiver Kinderschutztag am 
20./21.06.2022

https://ikj-
akademie.de/ikjfortbildungen/multiprofessioneller-
kinderschutz/ sowie https://www.fzkj.de/FACHTAG-
KINDERSCHUTZ/
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Neuerscheinungen im SGB VIII
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Neuerscheinungen im SGB VIII
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